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Niederschrift 
über die 38. Sitzung des Stadtrates Unkel der Wahlperiode 2019 – 2024 am  

18.07.2023 
 

Diese Niederschrift besteht aus den Seiten 1039 bis 1083 
mit den Beschlüssen 481/19-24 bis 499/19-24 
 
 
Tagungsort: Ratssaal der Stadt Unkel 
 Unkel, Linzer Straße 2 
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
Sitzungsende: 21:15 Uhr 

 
Die Einladung erfolgte am 07.07.2023 unter Beachtung des § 34 Abs. 3 GemO. 
 
Sitzungsteilnehmerinnen und Sitzungsteilnehmer: 
 
Vorsitzender: Hausen, Gerhard 

 
Stadtrat Unkel Conrad, Ludwig 
 Efferoth, Christian 
 Euskirchen, Wilfried 
 Haller, Michael 
 Küpper, Günter 
 Laschefski, Christiane 
 Mönch, Manfred 
 Müller, Heinz-Peter 
 Mußhoff, Alfons 
 Naaß, Volker 
 Plöger, Wolfgang 
 Schmitz, Daniel 
 Schober, Georg 
 Schuster, Dirk 
 Stolte-Herdler, Claudia 
 Thomalla, Volker 
 Prof. Dr. von Keitz, Wolfgang 
 von Wülfing, Knut 
 Winkelbach, Andrea 
 Winkelbach, Markus 

 
 
Abwesend Haller, Susanne 
entschuldigt: Zeise, Holger 

 
Schriftführerin: Conrad, Sabrina 
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Tagesordnung: 
 
öffentliche Sitzung: 
 
1 Einwohnerfragestunde 
2 Ausbau von Verkehrsanlagen im Stadtbereich Unkel (wkB) 

1. Grundsatzbeschluss über den Ausbau 
2. Erhebung von Vorausleistungen (Vorlagen-Nr.: 1393/19-24) 

3 Grundstücksangelegenheiten 
-Straßenbaulandpreis- (Vorlagen-Nr.: 1513/19-24) 

4 Bauleitplanung der Stadt Unkel 
Bebauungsplan "Unkel Süd, Änderung 13.2, Erweiterung Mischgebiet" 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
- Würdigung der Anregungen aus den Beteiligungsverfahren gemäß §§ 3 (2) 
und 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
- Anerkennung des geänderten Planentwurfs und Beschluss zur erneuten 
Durchführung der Verfahrensschritte nach §§ 2 (2), 3 (2), 4 (2) und4 a (3) 
BauGB (Vorlagen-Nr.: 1532/19-24) 

5 Bauleitplanung der Stadt Unkel 
Bebauungsplan "Unkel-Süd, Änderung 13.1 Bereich Lidl" 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
- Würdigung der Anregungen aus den Beteiligungsverfahren gemäß §§ 3 (2) 
und 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
- Anerkennung des geänderten Planentwurfs und Beschluss zur erneuten 
Durchführung der Verfahrensschritte nach §§ 2 (2), 3 (2), 4 (2) und 4 a (3) 
BauGB (Vorlagen-Nr.: 1536-1/19-24) 

6 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 
6.1 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1550/19-24) 
6.2 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1551/19-24) 
6.3 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1553/19-24) 
6.4 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1557/19-24) 
6.5 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1560/19-24) 
6.6 Planungen und Bauvorhaben Dritter (Vorlagen-Nr.: 1561/19-24) 
7 Vergaben 
7.1 Regenerationsarbeiten beim Hybridrasenplatz Unkel (Vorlagen-Nr.: 1562/19-

24) 
8 Mitteilung über erfolgte Vergaben 
9 Mitteilungen und Anfragen 

 
nichtöffentliche Sitzung: 
 
10 Vertragsangelegenheiten 
11 Grundstücksangelegenheiten 
12 Mitteilungen und Anfragen 

 
öffentliche Sitzung: 
 
13 Bekanntmachung der im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse 
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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden, besonders den  
1. Stadtbeigeordneten Wolfgang Plöger sowie die Stadtbeigeordneten Günter Küpper und 
Markus Winkelbach und stellt die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit 
des Stadtrates Unkel fest. 
 
Er teilt mit, dass für die heutige Sitzung die Ratsmitglieder Holger Zeise und Susanne Haller 
entschuldigt abwesend sind. 
 
Der Vorsitzende begrüßt zudem die vielen Zuhörer und die Schriftführerin, Frau Sabrina 
Conrad. 
 
Der Vorsitzende gratuliert folgenden Ratsmitgliedern nachträglich zum Geburtstag: 
im Juni: Frau Claudia Stolte-Herdler und Frau Christiane Laschefski 
im Juli: Herrn Holger Zeise 
 
Der Vorsitzende lässt Herrn Dipl.-Ing. Daniel Heßler entschuldigen. Herr Heßler kommt vom 
Planungsbüro für das Bauleitverfahren „Unkel-Süd - Lidl“. Er wollte die Bauleitplanung in 
der heutigen Sitzung vorstellen. Herr Heßler musste aber leider begründet absagen. 
  
Beschluss-Nr.: 481/19-24 
Der Vorsitzende hat keine Änderungen in der TO; da keine weiteren Anmerkungen erfolgen, 
wird die Tagesordnung angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
 
TOP 1 Einwohnerfragestunde 

 
Der Vorsitzende verliest die Fragen von Herrn Thomas Mirbach, die mit Schreiben vom 
10.07.2023 zum Thema „Im Brücher„ bei der Stadt eingegangen sind und die entsprechen-
den Antworten der Verbandsgemeindeverwaltung Unkel dazu: 
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Bzgl. dem Brücher gibt es noch eine Anmerkung von einem Zuhörer: 
Dieser fragt an, ob das aktuelle Gerichtsurteil über die Wertigkeit der Haselmaus bei den 
aktuellen Ausführungen berücksichtig wurde? Die Haselmaus ist gemäß dem Gerichtsurteil 
in ihrer Wertigkeit deutlich zurückgestuft worden und es sollte überprüft werden, ob und in 
wie weit die Haselmaus da noch Einfluss hat.  
 
Zudem fragt der Zuhörer an, was denn der Lösungsansatz/Vorschlag der Verwaltung für die 
Problematik über das Gutachten mit der Haselmaus ist? Was unternimmt man, damit das 
Gutachten endlich ankommt und wann kann man - nach 1 ½ Jahren – endlich damit rech-
nen?  
 
Von einem anderen Zuhörer wird gefragt, wie lange sind solche erstellten Fachgutachten 
gültig? Verfallen diese nach Jahren oder Monaten?  
 
Bzgl. den Prioritäten und Projekten der Stadt Unkel, die auch ein Zuhörer anfragt, ist auf 
den Punkt 11 in den oben aufgeführten Fragen/Antworten hinzuweisen.  
 
Der Vorsitzende fasst kurz die Situation rund um den Gedanken des Baugebietes im Brü-
cher zusammen. Dieses war und ist von Anfang an vom Naturhaushalt ein schwierig zu 
entwickelndes Bebauungsgebiet gewesen. Die Grundlage für die Bewertung des Arten-
schutzes ist der aktuell vorliegende Zwischenstand des neu beauftragten Artenschutz-Gut-
achtens. 
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Der Vorsitzende kann den Frust der Bürger verstehen, jedoch muss der Rat das sachlich 
und fachlich beurteilen können und da muss man sich auf die übergeordnete Fachbehörde 
und die Verwaltung verlassen. 
 
Der Vorsitzende bitte darum, weitere Anfragen schriftlich vor der nächsten Sitzung einzu-
reichen, diese werden dann beantwortet. 
 
Die Frage, wann das endgültige Artenschutz-Gutachten endlich vorliegt, soll geklärt und 
beantwortet werden. 
 
Hinweisschilder Parkautomat Siebengebirgsstraße 
Es wird zudem noch die Frage gestellt, ob man noch mehr Hinweisschilder für den Parkau-
tomaten in der Siebengebirgsstraße aufstellen kann? Besuchern sei der Parkautomat und 
auch die Schilder, die dort hängen, um auf den kostenpflichtigen Parkplatz aufmerksam zu 
machen, nicht aufgefallen. Der Vorsitzende gibt dazu bekannt, dass die Beschilderung so 
mit der Ordnungsbehörde abgesprochen ist und diese dies auch für ausreichend hält, je-
doch wird der Vorsitzende aufgrund der Anmerkung der Zuhörerin noch einmal mit der Ord-
nungsbehörde Rücksprache halten. 
 
 
TOP 2 Ausbau von Verkehrsanlagen im Stadtbereich Unkel (wkB) 

1. Grundsatzbeschluss über den Ausbau 
2. Erhebung von Vorausleistungen 

 
1. Grundsatzbeschluss über den Ausbau 
 
Sach- und Rechtslage: 
Da es sich um einen beitragsrelevanten Ausbau im Sinne des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG) handelt, muss der Ausbau durch den Stadtrat formell beschlossen werden. 
 
Der Beschluss umfasst die Maßnahmen, welche bereits durch die Bereitstellung von Haus-
haltsmitteln im Doppelhaushalt 2023/2024 vorgesehen sind. Auf den Vorbericht zum Haus-
haltsplan der Stadt Unkel in den Gliederungspunkten 4 (Investitionsübersichten 2023 und 
2024) und 5 (Erläuterung zu div. Maßnahmen) wird entsprechend verwiesen. 
 
Beschluss-Nr.: 482/19-24 
Der Stadtrat beschließt den Ausbau (Verbesserung/Erneuerung) der Verkehrsanlage (Vka) 
Simon-Levy-Straße in der Teilanlage Beleuchtung (541102 Straßenbeleuchtung; IV-Nr. 73-
23-002). 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
2. Erhebung von Vorausleistungen 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Auch beim wiederkehrenden Ausbaubeitrag können ebenso wie beim Einmalbeitrag Vo-
rausleistungen erhoben werden. 
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Hierzu regelt § 10 a Abs. 5 Satz 2 KAG: „Auf die Beitragsschuld können ab Beginn des 
Kalenderjahres angemessene Vorauszahlungen verlangt werden.“ 
 
Die Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge der Stadt Unkel sieht insoweit folgen-
des vor: 
 

§ 9 Vorausleistungen 
 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Stadt Unkel Vorausleistungen 
auf wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das lau-
fende Jahr bemessen. 

 
Die Erhebung von Vorausleistungen ist jedoch zeitlich nicht nur nach vorne, sondern auch 
nach hinten begrenzt. Früher regelte § 10 Abs. 10 KAG 1996 auch für den wiederkehrenden 
Straßenausbaubeitrag, dass § 7 Abs. 5 KAG (insgesamt) entsprechend gelten sollte. Gere-
gelt ist dort: „Für wiederkehrende Beiträge und Benutzungsgebühren können Vorausleis-
tungen ab Beginn bis zum Ende des Erhebungszeitraumes verlangt werden.“ 
 
Die heutige Regelung des § 10 a Abs. 7 KAG verweist insoweit einzig auf Satz 3 des § 7 
Abs. 5 KAG. Obwohl also § 7 Abs. 5 Satz 2 KAG damit nicht mehr unmittelbar zur Anwen-
dung kommt, hat der darin enthaltene Rechtsgedanke nach wie vor Bestand. 
Die zeitliche Begrenzung der Ermächtigung zur Erhebung von Vorausleistungen bis zum 
Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Beitragspflicht (31.12.) ergibt sich aus dem Zweck 
der Vorausleistung und damit ihrer Vorfinanzierungsfunktion. Hierzu hat das Oberverwal-
tungsgericht RheinlandPfalz bereits in seinem Urteil vom 20. Januar 2000 (6 A 
11585/99.OVG) Stellung genommen. 
 
Damit steht fest, dass Vorausleistungen nur während des laufenden Kalenderjahres eben 
für dieses Beitragsjahr erhoben werden können. Auf die Kassenwirksamkeit wiederkehren-
der Beiträge im Jahr, in dem die Investitionen getätigt wurden, kommt es nicht an. 
 
Die Höhe wird nach oben begrenzt durch die voraussichtliche Beitragshöhe für das laufende 
Beitragsjahr. So geht es bei der Vorausleistung nur um die Vorfinanzierung und Vorableis-
tung auf den endgültigen Beitrag. 
Die Rechtsprechung geht davon aus, dass es zur Erhebung von Vorausleistungen grund-
sätzlich eines Gemeinderatsbeschlusses bedarf. 
 
In der aktuellen Situation stellt es sich allerdings so dar, dass die beitragspflichtigen Grund-
stückseigentümer mit Bescheid vom 02.02.2023 für das Beitragsjahr 2020 bereits veranlagt 
wurden. Es ist vorgesehen, dass ein weiterer endgültiger Beitragsbescheid für das Beitrags-
jahr 2021 im Sommer 2023 und für das Beitragsjahr 2022 im Frühjahr 2024 ergehen soll, 
sodann alle vergangegen Beitragsjahre festgesetzt wurden. 
Aus Rücksichtnahme gegenüber den beitragspflichtigen Grundstückseigentümern wird 
empfohlen für das laufende Jahr 2023 keine Vorausleistungen zu erheben. 
Das Beitragsjahr 2023 wird in Folge dessen in der zweiten Jahreshälfte 2024 endgültig ver-
anlagt. 
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Beschluss-Nr.: 483/19-24 
Der Stadtrat beschließt keine Erhebung von Vorausleistungen auf den wiederkehrenden 
Ausbaubeitrag für die jeweilige Ausbaumaßnahme für das Jahr 2023 vorzunehmen. 
 
Die Erhebung der Beiträge erfolgt gemäß den §§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10 a des Kommunal-
abgabengesetzes (KAG) in Verbindung mit der Satzung der Stadt Unkel über die Erhebung 
von wiederkehrenden Beiträgen nach § 10 a des rheinland-pfälzischen Kommunalabgaben-
gesetzes für straßenbauliche Maßnahmen (Ausbaubeitragssatzung zur Erhebung von wie-
derkehrenden Beiträgen – ABS wkB) vom 27.10.2020. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
TOP 3 Grundstücksangelegenheiten 

-Straßenbaulandpreis- 
 
Im Bereich der Grundstücksangelegenheiten hat sich im Laufe der letzten Jahre ein eigen-
ständiger Teilbereich für den Grunderwerb von Straßenflächen entwickelt. In der Bürger-
meisterdienstbesprechung am 11.05.2023 wurde daher über das Thema Straßenbauland-
preis beraten und ein einheitlicher Straßenbaulandpreis in der Verbandsgemeinde Unkel 
befürwortet.   
 
Bei der Umstellung von DM auf Euro wurden seinerzeit die Straßenbaulandpreise wie folgt 
festgelegt: 
OG Rheinbreitbach 25,56€ - 28.11€/ m² 
OG Erpel                             7.67€/ m² 
OG Bruchhausen              5,11€/ m² 
Stadt Unkel                        10,23€ m² 
 
Nach Aktenlage können keine Beschlüsse für die o.g. Straßenbaulandpreise ermittelt wer-
den. Eine Nachfrage in den Nachbarkommunen Linz und Bad Hönningen ergab beispiels-
weise einen Straßenbaulandpreis in Vettelschoß von 10,23€/m² und in Bad Hönningen von 
18€/m² im Innenbereich und 4€/m² im Außenbereich/ ohne Beschlussfassung. Es wird ver-
waltungsseitig empfohlen, künftigen Grunderwerb auf eine Beschlussfassung zu stützen.  
Das Vermessungs- und Katasteramt Neuwied/ der Gutachterausschuss Rheinland-Pfalz 
teilte mit, dass die derzeitigen Preise weiterhin für den Grunderwerb von Straßenbauland 
genommen werden könnten da der Markt dies seit Jahren akzeptiert. Auf Nachfrage wurde 
weiterhin mitgeteilt, dass im Landkreis Neuwied für Grunderwerb von Straßenflächen ein 
festgesetzter Prozentsatz vom Bodenrichtwert der Preisermittlung dient. Dieser Prozentsatz 
ist frei wählbar, liegt aber nach Empfehlung des Gutachterausschuss bei 40%-50% im In-
nenbereich und 10% im Außenbereich vom Bodenrichtwert.  
Es wird angeregt, dass sich der neu zu beschließende Straßenbaulandpreis an den durch-
schnittlichen Bodenrichtwerten des Landkreis Neuwied im Innenbereich Ø 75€/m² und im 
Außenbereich Ø 2,30€/m² orientiert.  
Der davon zu beschließende Prozentsatz soll in der Verbandsgemeine Unkel einheitlich im 
Innenbereich mit 30% und im Außenbereich mit 110% beschlossen werden, da keine Ver-
gleichswerte unter 30% festgestellt werden konnten.  
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Landkreis Neuwied Innenbereich / Ø75€/m² 30%  22,50€ Straßenbaulandpreis 
Landkreis Neuwied  Außenbereich/ Ø2,30/m² 110%  2,53€   Straßenbaulandpreis 
 
Eine Überprüfung erfolgt alle 3 Jahre anhand des Ø Bodenrichtwertes Landkreis Neuwied/ 
Innen- und Außenbereich. 
Die nächste Überprüfung findet 2026 nach der Veröffentlichung der dafür erforderlichen Da-
ten statt.  
 
Zu diesem TOP wurde in der letzten HA-Sitzung eine Frage gestellt. Hierzu liegt eine Mit-
teilung der Verbandsgemeindeverwaltung vor: 
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Für die Ratsmitglieder ist dies keine Beantwortung der Frage. Es liegt keine Begründung 
vor, warum für Unkel 30% vom Bodenrichtwert/Innenbereich beschlossen werden soll, wenn 
ein Gutachterausschuss 40%-50% im Innenbereich vom Bodenrichtwert empfiehlt. 
Es wird um eine Erklärung/Begründung gebeten. Der Vorsitzende leitet dies an die Verwal-
tung weiter. 
 
Der TOP wird zurückgestellt, es wird kein Beschluss gefasst. 
 
 
 
Anlage: 
Auszug Bodenrichtwertkarte/ Unkel (Quelle: www.boris.rlp.de) 
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TOP 4 Bauleitplanung der Stadt Unkel 

Bebauungsplan "Unkel Süd, Änderung 13.2, Erweiterung Mischgebiet" 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
- Würdigung der Anregungen aus den Beteiligungsverfahren gemäß §§ 3 
(2) und 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
- Anerkennung des geänderten Planentwurfs und Beschluss zur erneuten 
Durchführung der Verfahrensschritte nach §§ 2 (2), 3 (2), 4 (2) und4 a (3) 
BauGB 

 
Am 20.09.2022 fasste der Rat der Stadt Unkel den Beschluss, für den Bebauungsplan „Un-
kel-Süd“ ein Änderungsverfahren „13.2 Erweiterung Mischgebiet, Bebauungsplan der In-
nenentwicklung“ einzuleiten. 
 
Dieser Beschluss wurde am 28.04.2023 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Beschluss der Planannahme für die Beteiligungen gemäß §§ 2 (2), 3 (2) und 4 (2) 
BauGB erfolgte in der Ratssitzung am 18.04.2023. 
 
Gemäß §§ 13a i.V.m. 13 BauGB - gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wurde von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB sowie gem. § 13 Abs.3 S. 2 
BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Gemäß § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB wurden die Beteiligungen nach §§ 3 (2) und 4 (2) 
BauGB durchgeführt, es erfolgte in diesem Zusammenhang auch die Beteiligung der Nach-
barkommunen gem. § 2 (2) BauGB. 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf einschließlich der Textfestsetzungen hat mit der Begründung 
gemäß § 3(2) in der Zeit vom 08.05.2023 bis 12.06.2023 öffentlich ausgelegen. Ort und 
Dauer der Auslegung wurden am 28.04.2023 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Behörden und berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
24.04.2023 beteiligt. Ihnen wurde bis zum 26.05.2023 die Gelegenheit gegeben Stellung-
nahmen und Anregungen abzugeben. 
 
Daraufhin gingen Stellungnahmen und Anregungen gemäß beiliegender Würdigung (siehe 
Anlage) ein.  
Die neuen Erkenntnisse machten eine weitere Änderung des Bebauungsplanentwurfes und 
damit eine erneute Offenlage erforderlich. 
Die Verwaltung empfiehlt die in der Anlage beiliegenden Abwägungsbeschlüsse zu fassen 
und anschließend den geänderten Bebauungsplanentwurf einschließlich der Textfestset-
zungen erneut auszulegen sowie die Stellungnahmen erneut einzuholen. 
 
Gem. §4a (3) BauGB können Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
abgegeben werden. Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme 
kann angemessen (Vorschlag auf 2 Wochen) verkürzt werden. 
 
Aufgrund des vorgesehenen städtebaulichen Vertrages zur Kostenübernahme durch den 
Antragssteller entstehen der Stadt keine Kosten. 
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Der Vorsitzende fragt, ob es zu diesem TOP noch Fragen oder Bedenken gibt; dies ist nicht 
der Fall, somit wird wie folgt abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 484/19-24 
 

1. Zu Würdigung /Abwägungsbeschluss 
Der Stadtrat Unkel beschließt die Beschlüsse gemäß den Empfehlungen in der Anlage 
Würdigung / Abwägung zu fassen.  
 

Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

Beschluss-Nr.: 485/19-24 
 

2. Zur erneuten Beteiligung  
Der Stadtrat Unkel beschließt folgende Beschlüsse zu fassen: 
Der Stadtrat von Unkel gibt die anliegende Planung für die erneute Beteiligungen der 
Öffentlichkeit, der Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbarkommunen frei. 
Gem. §§ 13a i.V.m. 13 BauGB werden gem. § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB die 
erneuten Beteiligungen nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB durchgeführt; es erfolgt in 
diesem Zusammenhang auch die erneute Beteiligung der Nachbarkommunen gem. 
§ 2 (2) BauGB. Auch wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 
2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgese-
hen.  
Gem. §4a (3) BauGB können Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten 
Teilen abgegeben werden. Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Abgabe einer 
Stellungnahme wird auf 2 Wochen verkürzt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 

 
Anlagen  

1. Abwägung der während der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 sowie § 4 Abs. 2 BauGB 
eingegangenen Anregungen zum „Bebauungsplan Unkel-Süd, Änderung 13.2 - Er-
weiterung Mischgebiet, Bebauungsplan der Innenentwicklung“ 
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2. Planentwurf „Bebauungsplan Unkel-Süd, Änderung 13.2 - Erweiterung Mischgebiet, 

Bebauungsplan der Innenentwicklung“ in der Fassung zum erneuten Beteiligungs-
verfahren gem. § 4a Abs. 3 i.V.m. §13, §3 Abs.2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
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TOP 5 Bauleitplanung der Stadt Unkel 

Bebauungsplan "Unkel-Süd, Änderung 13.1 Bereich Lidl" 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a i.V.m. § 13 BauGB 
- Würdigung der Anregungen aus den Beteiligungsverfahren gemäß §§ 3 
(2) und 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
- Anerkennung des geänderten Planentwurfs und Beschluss zur erneuten 
Durchführung der Verfahrensschritte nach §§ 2 (2), 3 (2), 4 (2) und 4 a (3) 
BauGB 

 
Am 15.12.2020 fasste der Rat der Stadt Unkel den Beschluss, für den Bebauungsplan „Un-
kel-Süd“ ein Änderungsverfahren „13.1 Bereich Lidl, Bebauungsplan der Innenentwicklung“ 
einzuleiten. 
Dieser Beschluss wurde am 30.09.2022 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Beschluss der Planannahme für die Beteiligungen gemäß §§ 2 (2), 3 (2) und 4 (2) 
BauGB erfolgte in der Ratssitzung am 20.09.2022. 
 
Gemäß §§ 13a i.V.m. 13 BauGB - gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wurde von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB sowie gem. § 13 Abs.3 S. 2 
BauGB von einer Umweltprüfung abgesehen. 
 
Gemäß § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB wurden die Beteiligungen nach §§ 3 (2) und 4 (2) 
BauGB durchgeführt, es erfolgte in diesem Zusammenhang auch die Beteiligung der Nach-
barkommunen gem. § 2 (2) BauGB. 
 
Der Bebauungsplan-Entwurf einschließlich der Textfestsetzungen hat mit der Begründung 
gemäß § 3(2) in der Zeit vom 10.10.2022 bis 14.11.2022 öffentlich ausgelegen. Ort und 
Dauer der Auslegung wurden am 30.09.2022 öffentlich bekannt gemacht. 
Die Behörden und berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
23.09.2022 beteiligt. Ihnen wurde bis zum 14.11.2022 die Gelegenheit gegeben Stellung-
nahmen und Anregungen abzugeben. 
 
Daraufhin gingen Stellungnahmen und Anregungen gemäß beiliegender Würdigung (siehe 
Anlage) ein.  
Die neuen Erkenntnisse in Bezug auf die Thematik der Niederschlagsbehandlung und des 
Untergrunds machen eine weitere Änderung des Bebauungsplanentwurfes und damit eine 
erneute Offenlage erforderlich. 
Die Verwaltung empfiehlt die in der Anlage beiliegenden Abwägungsbeschlüsse zu fassen 
und anschließend den geänderten Bebauungsplanentwurf einschließlich der Textfestset-
zungen erneut auszulegen sowie die Stellungnahmen erneut einzuholen. 
 
Gem. §4a (3) BauGB können Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
abgegeben werden. Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme 
kann angemessen verkürzt werden (Vorschlag 2 Wochen). 
 
Aufgrund des vorgesehenen städtebaulichen Vertrages zur Kostenübernahme durch die 
Erbbauberechtigten entstehen der Stadt keine Kosten. 
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Zu der Frage aus der HA-Sitzung vom 04.07.2023 bzgl. des Einzelhandelskonzept, infor-
miert der Vorsitzende, dass es bisher noch keine Bitte des Stadtrates an die Verbandsge-
meinde gab, ein Einzelhandelskonzept zu erstellen.  
Der Vorschlag der Erstellung eines solchen Konzeptes wie in der beigefügten Abwägungs-
tabelle auf S. 11 beschrieben, wird vom Rat zur Kenntnis genommen, aber nicht unbedingt 
fokussiert. 
 
Nachdem es keine weiteren Fragen oder Anmerkungen zu dem TOP gibt, wird wie folgt 
abgestimmt: 
 
Beschluss-Nr.: 486/19-24 
 

1. Zu Würdigung /Abwägungsbeschluss 
Der Stadtrat beschließt die Beschlüsse gemäß den Empfehlungen in der  
Anlage: Abwägungstabelle zum „Bebauungsplan Unkel-Süd, Änderung 13.1 Bereich 
Lidl“ – zu fassen. 
 

Abstimmungsergebnis: 
20 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung 
einstimmig 

 
 

Beschluss-Nr.: 487/19-24 
 

2. Zur erneuten Beteiligung  
Der Stadtrat fasst folgende Beschlüsse: 
Der Rat der Stadt Unkel gibt die anliegende Planung für die erneute Beteiligungen 
der Öffentlichkeit, der Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbarkommunen frei.  
Gem. §§ 13a i.V.m. werden gem. § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB die erneuten 
Beteiligungen nach §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB durchgeführt; es erfolgt in diesem Zu-
sammenhang auch die erneute Beteiligung der Nachbarkommunen gem. § 2 (2) 
BauGB.  
Auch wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, 
von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen.  
Gem. §4a (3) BauGB können Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten 
Teilen abgegeben werden. Die Dauer der Auslegung und die Frist zur Abgabe einer 
Stellungnahme wird auf 2 Wochen verkürzt. 
 

Abstimmungsergebnis: 
20 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung 
einstimmig 
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Anlagen  

1. Abwägungstabelle zum „Bebauungsplan Unkel-Süd, Änderung 13.1 Bereich Lidl“ 
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2. Entwurf „Bebauungsplan Unkel-Süd, Änderung 13.1, Bereich Lidl“  
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TOP 6 Einvernehmen zu Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
TOP 
6.1 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauvoranfrage:   § 30 BauGB 
Gemarkung:   Unkel 
Flur:   3 
Flurstück:   0274/0004 
Lage des Baugrundstückes: Am Graben 20 
Bauvorhaben:   Neubau eines MFH für zwei Parteien, 
   hier: Antrag auf Stellplatzablöse 
 
Beschluss-Nr.: 488/19-24 

1) Einer Ablöse der drei erforderlichen Stellplätze wird nicht zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
Beschluss-Nr.: 489/19-24 

2) Der Stadtrat ist stattdessen bereit der Ablöse von einem der drei erforderlichen Stell-
plätze zuzustimmen.  

 
Abstimmungsergebnis: 
18 Ja-Stimmen 
3 Nein-Stimmen 
mit Stimmenmehrheit 
 
 
Der Rat bittet darum, mit dem Bauherren zu sprechen, dass der Platz für die Mülleimer 
mitbedacht wird. Denn auch diese brauchen Platz. Der Vorsitzende wird hier mit dem Bau-
herren das Gespräch suchen. 
 
 
TOP 
6.2 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag:   § 34 BauGB 
Gemarkung:   Heister 
Flur:   5 
Flurstück:   0024/0015 
Lage des Baugrundstückes: Linzer Straße 23 
Bauvorhaben:   Erweiterung um einen privaten unbeheizten Abstellraum 
   als Kellerersatzraum 
 
Beschluss-Nr.: 490/19-24 
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Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird -soweit erforderlich- erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Herr Daniel Schmitz 
 
Dem Bauantrag wird gemäß Empfehlung der Verwaltung zugestimmt. 
 
 
TOP 
6.3 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauvoranfrage:   § 35 BauGB 
Gemarkung:   Scheuren 
Flur:   10 
Flurstück:   010/0006 
Lage des Baugrundstückes: Gut Hohenunkel 
Bauvorhaben:   Gästehaus mit PV-Anlage 
 
Beschluss-Nr.: 491/19-24 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird -soweit erforderlich- nicht erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
Der Bauvoranfrage wird gemäß Empfehlung der Verwaltung nicht zugestimmt. 
 
 
TOP 
6.4 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag:   § 34 BauGB 
Gemarkung:   Scheuren 
Flur:   4 
Flurstück:   1169/0003 
Lage des Baugrundstückes: Grüner Weg 14a 
Bauvorhaben:   Nutzungsänderung eines Zweifamilienhauses in ein  
   Einfamilienhaus 
 
Beschluss-Nr.: 492/19-24 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird -soweit erforderlich- erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
An der Abstimmung nahm nicht teil: 
Frau Christiane Laschefski 
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Dem Bauantrag wird gemäß Empfehlung der Verwaltung zugestimmt. 
 
 
TOP 
6.5 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag:   § 34 BauGB 
Gemarkung:   Unkel 
Flur:   4 
Flurstück:   0548/0000 
Lage des Baugrundstückes: Auf dem Rheinbüchel 43a 
Bauvorhaben:   Neubau Einfamilienhaus 
 
 
Beschluss-Nr.: 493/19-24 
Das Einvernehmen nach § 36 BauGB wird -soweit erforderlich- nicht erteilt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
20 Ja-Stimmen 
1 Enthaltung 
einstimmig 
 
Der Bauantrag wird gemäß Empfehlung der Verwaltung abgelehnt. 
 
TOP 
6.6 

Planungen und Bauvorhaben Dritter 

 
Bauantrag:   § 34 BauGB 
hier: Antrag auf Stellplatzablöse § 47 Abs. 4 LBauO 
Gemarkung:   Scheuren 
Flur:   4 
Flurstück:   1020/0009 
 
Beschluss-Nr.: 494/19-24 
Der beantragten Ablöse des 3. erforderlichen Stellplatzes wird nicht zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig 
 
 
TOP 7 Vergaben 

 
TOP 
7.1 

Regenerationsarbeiten beim Hybridrasenplatz Unkel 

 
Die Stadt Unkel ist in den letzten Monaten vermehrt auf den schlechten Zustand des Hyb-
ridrasenplatzes aufmerksam gemacht worden. Der Zustand hat sich über die letzten Jahre 
hinweg zunehmend verschlechtert. Der Platz ist nun seit Monaten für den Spiel- und 
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Trainingsbetrieb vollständig gesperrt, auch davor war der Platz zeitweise nur eingeschränkt 
bespielbar.  
 
Im März 2023 wurde ein unabhängiges Prüflabor für Landschafts- und Sportstättenbau zur 
Begutachtung und Instandsetzungsempfehlung der Rasenfläche beauftragt. 
 
Am 28.06.2023 hat ein Vor-Orttermin mit der seit Fertigstellung beauftragten Pflegefirma 
Becker stattgefunden, in dem in Anlehnung an die Instandsetzungsempfehlung des Gutach-
tens die Sanierung des Platzes in Form von intensivem Vertikutieren und damit dem Entfer-
nen der Verfilzungen und anschließender Nachsaat vorgeschlagen wurde. Von einem kom-
pletten Abfräsen der Rasentragschicht bis zur Hybridmatte wird dringend abgeraten, da die 
Gefahr der Zerstörung der Kunststoffmatte zu groß sei.  
 
Die bisherige Pflegefirma Becker wurde zwischenzeitlich an die Nachfolgefirma Söhner ver-
kauft. Firma Söhner mit dem Inhaber Herrn Dipl.-Ing. Söhner hat sich den Sportplatz vor Ort 
angeschaut und ein Angebot für die besprochenen Leistungen zugesendet.  
 
Das Angebot beinhaltet folgende Leistungen: 

• Tiefschnitt der Rasenfläche mit einem Sichelmäher 

• Abstriegeln der Rasenfläche mit einem Rasenstriegel mit Federzinken zur Reduzie-
rung von Verdichtungen und Rasenfilz 

• Tiefenvertikutieren der Rasenfläche 

• Tiefenlockerungsverfahren mit Vollspoons zur Reduzierung der Verdichtung 

• Rasenfläche mit Gliederschleppmatte abziehen 

• Nachsaat der Rasenfläche inkl. Düngung 
 
Der Bruttoangebotspreis für o.g. Leistungen beträgt 12.495 €.  
 
Auf fünf Anfragen der Verwaltung zur Wiederherstellung des Platzes gem. Instandsetzungs-
empfehlung an andere Unternehmen wurde lediglich ein Angebot in Höhe von ca. 48.000€ 
abgegeben.  
 
Es wird vorgeschlagen, Firma Söhner mit den o.g. Leistungen zum genannten Preis zu be-
auftragen, um eine zeitnahe Wiederherstellung der Rasenfläche zu ermöglichen. Da der 
Platz momentan gesperrt ist, kann eine kurzfristige Bearbeitung stattfinden.  
 
Im Doppelhaushalt der Stadt Unkel für die Jahre 2023/2024 stehen im Haushaltsjahr 2023 
unter Kostenträger 424101 (Sportplatz) noch Mittel in Höhe von 6.000 Euro zur Verfügung. 
Die restlichen Mittel werden überplanmäßig in Anspruch genommen. 
 
Der Vorsitzende informiert, dass die SPD Fraktion und die CDU Fraktion zu diesem TOP 
Fragen eigereicht haben. Er verliest zunächst die Fragen mit den Antworten: 
 
“Auf die Fragen Ihrer SPD-Fraktion hier nachfolgend die Antworten: 
 
1. Mit der Planung des Hybridplatzes wurde seinerzeit ein spezifisches Planungsbüro be-
auftragt. Hat dieses Planungsbüro für die ausschreibende Stelle Verbandsgemeindever-
waltung Unkel ein Leistungsverzeichnis erstellt? War dieses Leistungsverzeichnis Gegen-
stand der 
Ausschreibung?  
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Antwort: Das beauftragte Planungsbüro hat auftragsgemäß ein Leistungsverzeichnis er-
stellt. Das Leistungsverzeichnis war Bestandteil einer Ausschreibung.  
 
2. Vor der Herstellung eines Sportplatzes ist es gängige Praxis, dass neben dem Leis-
tungsverzeichnis Zusatzvereinbarungen getroffen werden, überwiegend sog. „Zusätzliche 
Technische Vertragsbedingungen für Bau, Pflege und Instandhaltung von Hybridrasenflä-
chen für Sportanlagen im Freien“. Sind solche Zusatzvereinbarungen getroffen worden, 
wenn ja schriftlich dokumentiert? 
Antwort: Es wird geprüft, ob die o.g. zusätzliche technische Vertragsbedingung Teil der Aus-
schreibung war. > Ergänzung zu Frage Nr. 2: 
Da nur der Bau und nicht auch Pflege und Instandhaltung ausgeschrieben wurde, sind auch 
nur technische Vorbemerkungen zum Bau enthalten. Dies sind auch keine Zusatzvereinba-
rungen, da solche dem Charakter eines Leistungsverzeichnisses entgegenstehen würden. 
So etwas würde man allenfalls bei einer Funktionalausschreibung vorsehen. 
 
3. Wir gehen davon aus, dass die Firma Strabag Sportstättenbau GmbH und auch die 
Firma Heus GmbH nach Vorgabe des Leistungsverzeichnisses die Herstellung ausgeführt 
hat. Das Planungsbüro war auch mit der Bauleitung und Bauüberwachung beauftragt. Die 
Verbandsgemeindeverwaltung hat die Arbeiten abgenommen. Hat das Planungsbüro ge-
mäß Leistungsverzeichnis Beanstandungen nach der Ausführung festgestellt? 
Antwort: Es gab eine Teilleistungsabnahme Tiefbau (08.06.17) und eine Gesamtabnahme 
Tiefbau mit der Strabag GmbH (20.10.17), die mängelfrei war sowie eine Gesamtabnahme 
des Hybridrasens (23.11.17) mit der Firma Heus GmbH, die auch mängelfrei war. 
 
4. In einem Abnahmeprotokoll vom 20.10.2017 fehlten anscheinend noch Unterlagen. Sei-
tens der Verbandsgemeindeverwaltung wird auf das Fehlen einer „Pflegeanleitung Kunst-
rasen“ hingewiesen. Es handelt sich aber bekanntlich um einen Hybridrasen. Ist das nur 
ein Schreibfehler oder wurde im Nachhinein tatsächlich eine falsche Pflegeanleitung über-
geben? 
Antwort: In diesem Abnahmeprotokoll ging es ausschließlich um die Erstellung des Hyb-
ridrasens. 
 
5. Nach Fertigstellung einer Sportstätte werden grundsätzlich Pflegeanweisungen überge-
ben. Im Falle von Rasen-, Kunstrasen- oder Hybridplätzen bestehen diese aus Anweisung 
zur Unterhaltungspflege, Grundpflege, Erhaltungspflege und Regenerationspflege. Wem 
sind diese Pflegeanweisungen übergeben worden? 
Antwort: Eine Pflegeanleitung, die auch die Grundlage des Wartungsvertrages ist, wurde 
in Zusammenarbeit mit dem GU, der empfohlenen Fachfirma, dem Planungsbüro und der 
Stadt Unkel aufgestellt.  
Darüber hinaus gab es vom Hersteller/GU Benutzungshinweise, die der Stadt zur Weiter-
leitung an die Vereine übergeben wurden. 
 
6. Wer wurde mit den vorgenannten Pflegeanweisungen beauftragt bzw. wer hat diese 
nach den fachlichen Vorgaben umgesetzt? 
Antwort: Mit der Pflege des Platzes wurde die Fachfirma Sportplatzpflege Becker aus Mo-
mmenheim (Nachfolger ist Firma Söhner) mit Wartungsvertrag beauftragt. 
 
7. Welche Stelle hat die Kontrollfunktion wahrgenommen und die Pflegearbeiten über-
wacht? 
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Antwort: Vor Ort auf dem Sportplatz hat der Kontakt mit der Wartungsfirma durch die Stadt 
Unkel/Bauhof stattgefunden.    
 
8. Ein Gutachten des Labors für Landschafts- und Sportstättenbau hat im Mai d. J. stattge-
funden, eine Stellungnahme liegt allen vor. Zu der Instandsetzungsempfehlung hat sich 
die Stadtspitze oder Verbandsgemeinde-Verwaltung bisher nicht geäußert. Wurde diese 
Empfehlungen mit der Firma Söhner besprochen? Sieht sich die Firma Söder in der Lage 
diese Empfehlungen umzusetzen? 
Antwort: Die gutachterliche Stellungnahme wurde an Firma Becker/Firma Söhner überge-
ben. Firma Söder hat dazu ein Angebot eingereicht, siehe dazu separate Sitzungsvorlage. 
 
9. Gibt es Stellungnahmen der Fußballvereine? 
Antwort: Hierzu liegen der Verwaltung keine Informationen vor. 
 
10. Welches Zeitfenster gibt sich die Stadtspitze, den Rasenplatz wieder in einen bespiel-
baren Zustand zu versetzen? 
Antwort: Hierzu liegen der Verwaltung keine Informationen vor. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
Jürgen Zimmermann  
Hochbau  
Verbandsgemeindeverwaltung Unkel“ 
 
 
Auf die Fragen der CDU Fraktion zu den Pflegekosten des BHAG Sportparks nachfolgend 
die Antworten: 
 
1.) Wie hoch waren die Kosten für die Pflege des Hybrid-Rasenplatzes im BHAG-Sportpark 
durch Fremdfirmen in den Jahren 2021 und 2022? 
Antwort: Die Kosten für Fremdfirmen zur Pflege des Platzes betrugen: in 2021: 9915,21 €; 
in 2022: 6305,22 € 
 
2.) Wieviel Wasser ist für die Pflege des Rasens in den beiden Jahren verwendet worden? 
Wie hoch waren die entsprechenden Wasser-Kosten? 
Antwort: Die Wasserverbräuche und -kosten: in 2021: 2.624 m³, 4.183,44 €; in 2022: 4.435 
m³, 7.070,72 € 
 
3.) Wie viele Stunden hat der städtische Bauhof in den beiden Jahren für die Pflege des 
Rasens aufgewendet? 
Antwort: Rasenmähen 3,5 - 4 Stunden für den Mähvorgang, 1-2 mal pro Woche. Die Stun-
dennachweise sind berechnet nach Pflege der gesamten Sportanlage. 
 
Die Gesamtstundenzahl des Bauhofs für die reine Rasenpflege ist noch offen und wird 
nachgereicht. 
 
Ein Angebot für einen Kunstrasenplatz wurde nicht eingeholt, da dies finanziell und zeitlich 
aktuell nicht umzusetzen ist. Es muss eine Lösung gefunden werden, damit der Hybrid-
Rasenplatz zügig wieder hergestellt werden kann. 
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Der Vorsitzende gibt bekannt, dass ein Schreiben des Rechtsanwaltes Heuser bzgl. einer. 
Prüfung auf Schadensersatzansprüche der Stadt Unkel gegenüber der Fa. Becker im Be-
zug auf den BHAG Sportpark heute allen Ratsmitgliedern zugeschickt wurde. 
 
Der Vorsitzende teilt zudem mit, dass die Stadt natürlich danach strebt, dass die Kinder 
und Jugendlichen sowie die Vereine den Platz zeitnah wieder bespielen können.  
 
In Abwägung der ganzen Thematik ist auch die Empfehlung des Sportplatzbeauftragten, 
Herrn Gerald Muß, das Angebot der Firma Rasenpflege und Landschaftsbau Söhner an-
zunehmen. 
 
Der Stadtrat diskutiert ausführlich und intensiv.  
 
Um 20:45 Uhr wird eine Sitzungsunterbrechung für 10 Minuten beantragt. 
 
Beschluss-Nr.: 495/19-24 
Der Stadtrat Unkel beschließt die Sitzungsunterbrechung. Die Fraktionen möchten sich 
untereinander beraten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
einstimmig  
 
Danach wird ein fraktionsübergreifender, gemeinsamer Antrag gestellt: 
Die Fraktionen bitten den Stadtbürgermeister das (in der Sitzungsvorlage erwähnte) Ange-
bot in Höhe von ca. 48.000€ den Fraktionen und dem Labor für Landschafts- und Sport-
stättenbau LLS zur Verfügung zu stellen. Das Labor LLS soll dann gebeten werden, zu 
überprüfen, ob das Angebot seinen Anforderungen, die er im Gutachten dargelegt hat, 
entspricht.  
 
Beschluss-Nr.: 496/19-24 
Der Stadtrat beschließt die die Annahme des oben genannten Antrages. 
 
Abstimmungsergebnis: 
19 Ja-Stimmen 
2 Enthaltungen 
einstimmig 
 
Der TOP wird zunächst wieder in die Fraktionen verwiesen. In einer baldigen Sondersit-
zung soll dann weiter beraten werden. 
 
 
TOP 8 Mitteilung über erfolgte Vergaben 

 
Vergaben wurden nicht erteilt. 
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TOP 9 Mitteilungen und Anfragen 

 
Schlaglöcher in den Straßen 
Der Vorsitzende informiert, dass die Verwaltung folgendes zur Anfrage aus der letzten HA-
Sitzung bzgl. der Schlaglöcher in der Honnefer Straße mitteilen lässt: 
„Die Firma Hähn hat in Rheinbreitbach angefangen, Schlaglöcher auszubessern. Die Stel-
len in Unkel (Heisterer Straße, Linzer Straße, Sebastianstraße) sollten in dem Zuge mit er-
ledigt werden. Leider kam es zu vielen Wasserrohrbrüchen in letzter Zeit, wo das Personal 
gebunden war. Auch die Maßnahme für den Parkplatz Bürgerpark hat viel Personal gebun-
den. 
Die Arbeiten sind aber diese Woche erledigt worden, soweit ich informiert bin. 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
Marco Henn  
Strassenunterhaltung, Gewässer  
Verbandsgemeindeverwaltung Unkel – Abwasserwerk“ 
 

Der Vorsitzende teilt weiter mit, dass bei diesen Arbeiten wohl auch die Honnefer Straße 
mitgemacht worden ist - dies wird von Stadtratsmitglied A. Mußhoff bestätigt. 
 
Freigabe Siebengebirgsstraße 
Der Vorsitzende erinnert an die feierliche Eröffnung/Freigabe der Siebengebirgsstraße bzw. 
dem Bahnhofsvorplatz, die morgen stattfinden wird. 
 
St. Pantaleonkirmes Unkel 
Auch möchte der Vorsitzende an die St. Pantaleonkirmes in Unkel erinnern. Diese findet 
vom 28.07. bis 30.07.2023 statt und die Vereine wären sicherlich erfreut, wenn viele Rats-
mitglieder kommen würden. Beigefügte Einladung an die Stadtratsmitglieder liegt aus: 
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Kleine Unterführung / Gelb-schwarze Leitschwellen 
Ratsmitglied Daniel Schmitz teilt mit, dass sich an der kleinen Unterführung die gelb-schwar-
zen Leitbaken (bzw. die Schrauben) am Fußgängerweg immer wieder lösen und auch ab-
gefahren werden. Der Bauhof befestigt sie zwar immer wieder, aber es hält nicht auf Dauer. 
Der aktuelle Schaden muss nun natürlich zuerst behoben werden, aber es sollte nach einer 
dauerhaften Lösung geschaut werden. Der Vorsitzende wird hier eine Ausschreibung vor-
nehmen lassen, damit dies professionell ausgebessert wird. 
 
Es wird zudem über die Parksituation an der kleinen Unterführung in Richtung Scheuren 
gesprochen. Hier gibt es zwei Parktaschen die das Parken offiziell erlauben. 
 
 
 
Nachdem keine weiteren Anfragen und Mitteilungen erfolgen, schließt der Vorsitzende die 
öffentliche Sitzung um 20:17 Uhr und eröffnet den nichtöffentlichen Sitzungsteil. 
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TOP 
13 

Bekanntmachung der im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse 

 
Der Vorsitzende gibt die im nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse bekannt: 
 

1.) Der Rat der Stadt Unkel begrüßt die Anlage des Gehwegs vor dem Betriebsgelände 
Lidl und dem Hohen Weg zu den ausgehandelten Konditionen. 
Der Stadtbürgermeister wird ermächtigt, den städtebaulichen Vertrag zu unterzeich-
nen. 
 

2.) Der Stadtrat Unkel beschließt, dass Herr Stadtbürgermeister Gerhard Hausen zur 
Unterschrift des Übertragungsvertrages / Gehweganlage ermächtigt wird.  

 
3.) Um entscheiden zu können, ob Grundstücke an Herrn Telohe verkauft werden  

können, muss eine Vor-Ort-Besichtigung anberaumt werden.  
 

 
 
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 21:15 Uhr. 
 
 
 
 
 

   
Der Vorsitzende  Die Schriftführerin 

 
 

 


